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Finanzpolitische Solidität und kraftvolle Investitionen in die Bildung 

– Bildungsfinanzierungsgesetz 
 
 
Die CSU-Fraktion wird die Studienbei-
träge abschaffen und gleichzeitig die 
berufliche und frühkindliche Bil-
dung stärker fördern. Bei all dem 
steht die finanzpolitische Solidität 
des Freistaats an oberster Stelle. 
 
Im Gegensatz zu Baden-
Württemberg oder Nordrhein-
Westfalen geht die Abschaffung der 
Studienbeiträge in Bayern mit einer 
soliden Haushaltspolitik Hand in 
Hand. Dank unserer erfolgreichen 
Wachstumspolitik kann das Bildungs-
finanzierungsgesetz im Umfang von 
421 Millionen Euro aus zusätzlichen 
Steuereinnahmen finanziert werden. 
 
Konkret haben wir folgende Eckpunk-
te des geplanten Bildungsfinanzie-
rungsgesetzes beschlossen: 
 
• Die Studienbeiträge werden zum 

Wintersemester 2013/14 abge-
schafft, gleichzeitig erhalten die 
Universitäten einen vollständigen 
Ersatz der Studienbeiträge aus 
dem Staatshaushalt. 
 

• Im Bereich der beruflichen Bil-
dung wird ein Meisterbonus in 
Höhe von 1.000 Euro eingeführt. 
 

• Zudem wird es künftig einen Pfle-
gebonus geben, der die Schüler an 
Altenpflegeschulen, Kinderpflege-
schulen und an Fachakademien für 
Erzieher von der Schulgeldpflicht 
freistellt. 
 

• Die frühkindliche Bildung wird mit 
einer Qualitätsoffensive in Höhe 
von 125 Millionen Euro gefördert. 
Damit soll insbesondere der Über-
gang vom Kindergarten in die 
Grundschule weiter verbessert 
werden. 
 

• Die Kindergartengebühr wird ab 
dem 1. September 2014 für das 
zweite Kindergartenjahr um 50 Eu-
ro pro Monat reduziert. 
 

• Zur Umsetzung des Betreuungs-
schlüssels von 1:11 in Kindergär-
ten ist zeitnah ein Gespräch des 
Ministerpräsidenten mit den kom-
munalen Spitzenverbänden ge-
plant. 
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• Zusätzliche 150 Millionen Euro im 

Jahr 2013 ermöglichen eine deut-
lich schnellere Abfinanzierung 
von Baumaßnahmen im Privat-
schulbereich sowie im 
Sportstättenbau. 
 

• Knapp eine halbe Milliarde Euro 
gehen zusätzlich in die Schulden-
tilgung, sodass im Doppelhaus-
halt 2013/14 insgesamt 1,5 Milli-
arden Euro Schulden getilgt wer-
den.  

 

 
 

Bekenntnis zur Reform des Länderfinanzausgleichs  
zugunsten Bayerns 

 
 
Das jetzige System des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs weist gra-
vierende Mängel und Ungerechtig-
keiten auf. 
 
Die CSU-Fraktion spricht sich deshalb 
für einen anreizgerechteren Länder-
finanzausgleich aus. Eigenverant-
wortung muss Vorrang haben. Ins-
besondere müssen auch die Stadt-
staatenwertung und die Finanzie-
rung der Bundeshauptstadt über-
prüft werden.  
 
Ziel einer Reform ist für uns die Frei-
setzung eines deutlichen Anteils der 
bayerischen Haushaltsmittel, die 
derzeit noch in den Länderfinanzaus-
gleich fließen. Damit könnten eigene 
politische Schwerpunkte zugunsten 

der bayerischen Bürgerinnen und Bür-
ger gesetzt werden.  
 
In einem Dringlichkeitsantrag haben 
wir daher die gemeinsame Entschei-
dung der Bayerischen Staatsregie-
rung und der Hessischen Landesre-
gierung vom 5. Februar 2013 noch 
einmal ausdrücklich begrüßt, im Kla-
gewege vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gegen das geltende 
System des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs vorzugehen.  
 
Wir unterstützen dieses Vorgehen 
nachdrücklich und haben die Staats-
regierung deshalb auch aufgefordert, 
den entsprechenden Normenkontroll-
antrag so schnell wie möglich beim 
Bundesverfassungsgericht einzurei-
chen. 

 
 

Stimmrechtsänderungen im EZB-Rat  
zugunsten der Deutschen Bundesbank durchsetzen! 

 
 
Bereits 2003 hat der Rat der Europä-
ischen Union beschlossen, im EZB-
Rat bei Überschreiten einer bestimm-

ten Zahl von Mitgliedern der Eurozone 
ein Rotationsverfahren einzuführen. 
Die Grenze wird mit dem Beitritt von 
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zwei weiteren EU-Ländern erreicht 
sein. Im EZB-Rat werden künftig von 
Seiten der nationalen Zentralbanken 
im monatlichen Wechsel nur noch 
15 Präsidenten stimmberechtigt 
sein, der Präsident der Deutschen 
Bundesbank hätte demzufolge in ein-
zelnen Monaten kein Stimmrecht 
mehr. Dies gilt es zu vermeiden. 
 
In einem Dringlichkeitsantrag haben 
wir die Staatsregierung deshalb aufge-
fordert, sich auf Bundes- und europäi-
scher Ebene weiterhin dafür einzu-
setzen, dass die Rolle der Deutschen 
Bundesbank im Rat der Europäischen 
Zentralbank gestärkt wird. Insbeson-
dere soll das künftige Rotationsver-
fahren so ausgestaltet werden, dass 

die Präsidenten der fünf nationalen 
Zentralbanken mit den höchsten 
Kapitalanteilen – darunter auch die 
Deutsche Bundesbank – ein perma-
nentes Stimmrecht im EZB-Rat ha-
ben. Außerdem sollen künftig alle au-
ßerordentlichen geldpolitischen und 
haftungsrelevanten Entscheidungen 
mit einer Drei-Viertel-Mehrheit getrof-
fen werden. Die Stimmengewichtung 
soll nach dem Vorbild des IWF an 
den Kapitalanteilen der nationalen 
Zentralbanken an der EZB ausgestaltet 
werden. Durch den Kapitalanteil der 
Deutschen Bundesbank von 27 Pro-
zent ergäbe sich daraus für Deutsch-
land de facto eine so genannte 
Sperrminorität. 

 
 

Änderung des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes –  
Einführung der so genannten „Retterfreistellung“ 

 
 
Im Rahmen der parlamentarischen 
Beratungen zur Änderung des Bayeri-
schen Rettungsdienstgesetzes hat die 
CSU-Fraktion einen Änderungsantrag 
eingebracht, nach dem ehrenamtli-
che Einsatzkräfte im Rettungsdienst 
künftig auch unterhalb der Katastro-
phenschwelle einen gesetzlichen 
Freistellungs- und Lohnfortzah-
lungsanspruch bzw. einen An-
spruch auf Ersatz Ihres Verdienst-
ausfalls erhalten sollen (so genannte 
„Retterfreistellung“).  
Damit wollen wir das Ehrenamt stär-
ken und ein dringendes Bedürfnis der 
ehrenamtlichen Einsatzkräfte im Ret-
tungsdienst, die einen wichtigen Bei-
trag im Rahmen der nichtpolizeilichen 

Gefahrenabwehr und staatlichen Da-
seinsvorsorge leisten, erfüllen. 
 
Kern der neuen Regelung ist ein 
Freistellungs- und Lohnfortzah-
lungsanspruch für Arbeitnehmer, 
Richter und Beamte, wenn diese von 
der Integrierten Leitstelle als ehrenamt-
liche Kräfte zu einem Rettungsdienst-
einsatz gerufen werden.  
Ebenso sollen auch volljährige Schü-
ler und Studenten für den alarmierten 
Rettungsdiensteinsatz und für einen 
angemessenen Zeitraum danach 
grundsätzlich von der Teilnahme am 
Unterricht und an Ausbildungsveran-
staltungen befreit werden.  
Anderen ehrenamtlichen Einsatzkräf-
ten des Rettungsdienstes, d. h. beruf-
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lich Selbständigen, soll bei der Teil-
nahme an alarmierten Einsätzen ge-
gen die Durchführenden des Ret-

tungsdienstes ein Anspruch auf Er-
satz des Verdienstausfalls zustehen. 

 
 
Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes 
 
 
Im Bayerischen Blindengeldgesetz war 
die besondere Situation taubblinder 
Menschen bisher nicht berücksich-
tigt. Diese Personengruppe hat aber 
aufgrund ihrer Sehschädigung bzw. 
infolge ihrer zusätzlichen Taubheit 
oder an Taubheit grenzender Schwer-
hörigkeit einen außerordentlich gro-
ßen Hilfebedarf, der zu einer erhebli-
chen, vor allem auch finanziellen Be-
lastung der betroffenen Menschen 
führt. Durch eine Ausgleichsleistung 
kann deren selbstbestimmte Teilha-

be am Leben in der Gemeinschaft 
wesentlich gefördert werden. 
 
Die CSU-Fraktion hat deshalb einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des 
Bayerischen Blindengeldgesetzes ein-
gebracht, nach dem blinden Menschen 
im Sinne des Bayerischen Blinden-
geldgesetzes mit vollständigem Hör-
verlust oder an Taubheit grenzender 
Schwerhörigkeit ein Blindengeld in 
doppelter Höhe gewährt werden soll. 

 
 

Konsequenzen aus dem Pferdefleischskandal ziehen 
 
 
Die Lebensmittelunternehmen tragen 
die Verantwortung dafür, dass die 
Verbraucher sichere Lebensmittel 
erhalten und nicht durch Falscheti-
kettierung getäuscht werden.  
Die Wirtschaft muss im Rahmen der 
Eigenkontrollen alles zur Aufklärung 
der Sachverhalte unternehmen und 
für die Zukunft dauerhaft Maßnahmen 
ergreifen, dass sich solch kriminelles 
Handeln nicht wiederholen kann. Die 
Eigenkontrollmaßnahmen müssen zu-
dem mit der amtlichen Überwa-
chungstätigkeit intensiv verzahnt 
werden. 
 
Die CSU-Fraktion begrüßt den als 
Konsequenz aus dem Pferdefleisch-

skandal von Bund und Ländern be-
schlossenen nationalen Aktionsplan 
„Aufklärung – Transparenz – Infor-
mation – Regionalität“ vom 
18.02.2013 ausdrücklich. 
 
In einem Dringlichkeitsantrag haben 
wir zudem noch einmal deutlich ge-
macht, dass der Sachverhalt von nicht 
deklariertem Pferdefleisch in Lebens-
mitteln so schnell wie möglich auf-
geklärt werden muss, damit die ver-
antwortlichen Unternehmen zur Re-
chenschaft gezogen werden können. 
 
Außerdem haben wir die Staatsregie-
rung aufgefordert, die von der EU und 
dem Aktionsplan beschlossenen 
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Untersuchungsprogramme schnell 
abzuarbeiten. Auch soll sie auf eine 
europarechtliche Regelung zur In-
formation der Verbraucher über Ver-

stöße im Lebensmittelbereich auch 
unterhalb der Gesundheitsgefahr 
hinwirken. 

 
 

 

 
 

Hygiene im Freistaat Bayern weiterentwickeln:  
Lehrstuhl für Hygiene an bayerischer Hochschule einrichten 

 
 
In Deutschland treten jährlich ca. 
400.000 bis 600.000 nosokomiale 
Infektionen auf. Ca. 20 bis 30 % hier-
von könnten durch geeignete Inter-
ventionsmaßnahmen der Einrichtun-
gen verhindert werden. Hinzu kom-
men wachsende Zahlen 
antibiotikaresistenter Erreger. Die 
WHO spricht aufgrund der zunehmen-
den Ineffektivität vieler Antibiotika be-
reits von einer Post-Antibiotika-Ära. 
Diese Zahlen zusammen mit den in der 
letzten Zeit bekannt gewordenen Fäl-
len von Hygieneproblemen in deut-
schen Kliniken machen deutlich, dass 
Handlungsbedarf besteht, um eine 
qualitative Verbesserung in der In-
fektionshygiene in Einrichtungen des 
Gesundheitswesens zu erreichen.  

 
Vor diesem Hintergrund hat die CSU-
Fraktion die Staatsregierung in einem 
Antrag aufgefordert, ein Konzept zu 
entwickeln, um an einer bayerischen 
Hochschule bzw. an einem bayeri-
schen Universitätsklinikum unter 
Beachtung der Selbstverwaltung durch 
geeignete Maßnahmen und Prioritä-
tensetzung die Einrichtung eines 
Lehrstuhls bzw. Instituts für Hygie-
ne voranzubringen. Das Konzept und 
ein Bericht über die getroffenen Maß-
nahmen sollen in den Ausschüssen für 
Hochschule, Forschung und Kultur so-
wie für Umwelt und Gesundheit vorge-
legt werden. 

 
 

Weitere Maßnahmen und Initiativen 
 

 
Exportsperre für Fleisch- und Milch-
erzeugnisse abwenden 
 
Der erfolgreiche Austausch zwischen 
der Bundesebene als Außenhandels-
partner und der Russischen Föderation 
bzw. Zollunion ist für das Exportland 
Bayern von entscheidender Bedeu-

tung. Ziel ist es daher, dass Lebens-
mittel tierischen Ursprung wieder mög-
lichst reibungslos dorthin exportiert 
werden können. 
 
Deshalb hat die CSU-Fraktion die 
Staatsregierung in einem Dringlich-
keitsantrag aufgefordert, sich beim 
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Bund dafür einzusetzen, dass Kom-
munikationshindernisse zwischen 
den russischen und deutschen Veteri-
närbehörden so schnell wie möglich 
ausgeräumt werden und die Export-
sperre für Fleisch- und Milcher-
zeugnisse in die russische Födera-
tion bzw. Zollunion zeitnah aufge-
hoben wird. 
 
Außerdem haben wir die Initiative des 
Bundeslandwirtschaftsministeri-
ums, eine Stabsstelle „Export Rus-
sische Föderation“ als Ansprechpart-
ner in Angelegenheiten der Exporte 
von Deutschland nach Russland als 
einen wichtigen Schritt für deutsche 
und russische Wirtschaftsbeteiligte 
sowie für Veterinärbehörden begrüßt. 
Für die russisch-deutschen Handels-
beziehungen ist es von entscheidender 
Bedeutung, dass sich beide Regie-
rungen in ihren Veterinärangelegen-
heiten bestmöglich abstimmen und 
im Sinne eines geregelten Warenaus-
tauschs nach den Vorgaben der Welt-
handelsorganisation annähern. 
 
 
Aufklärung des Vorfalls vom 
20.01.2013 in der PI München 21 
(Au) 
 
Vor dem Hintergrund der medialen Be-
richterstattung über einen Vorfall in der 
PI München 21 (Au) am 20.01.2013, 
bei dem eine 23-jährige Frau verletzt 

wurde, haben wir die Staatsregierung 
in einem weiteren Dringlichkeitsan-
trag aufgefordert, dem Ausschuss für 
Kommunale Fragen und Innere Si-
cherheit über den Vorfall und über et-
waige Konsequenzen hieraus detail-
liert zu berichten. Dabei soll auch auf 
die Äußerungen des Münchner Poli-
zeipräsidenten in den Medien einge-
gangen werden. 
 
 
Vereinsvormundschaften im Frei-
staat Bayern 
 
Die CSU-Fraktion hat die Arbeit der 
Vereinsvormundschaften durch frei-
gemeinnützige Träger im Freistaat 
Bayern im Sinne eines präventiven 
Kinderschutzes mit einem Antrag noch 
einmal ausdrücklich begrüßt.  
Außerdem haben wir die Staatsregie-
rung in diesem Zusammenhang aufge-
fordert, im Ausschuss für Soziales, 
Familie und Arbeit zu berichten, wie 
aufgrund der durch die Anerkennungs-
richtlinien der Zulassungsbehörden 
festgelegten Fallzahl von 30 Pfleglin-
gen auf der einen Seite und einer Fi-
nanzierungsbasis durch die betroffe-
nen Kommunen von 40 Pfleglingen auf 
der anderen Seite die Arbeit der bay-
erischen Vormundschaftsvereine 
unter kommunaler Finanzierungsver-
antwortung und damit ohne Mehrbelas-
tungen für den Staatshaushalt sicher-
gestellt werden kann. 

 
 


